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Ab dem 1. Oktober sind Gross
veranstaltungenhierzulandewie
der erlaubt. Der Bundesrat ent
scheidet heute,unterwelchenBe
dingungen wieder Matchs und
Konzerte vor grossem Publikum
möglich sein sollen.Diewichtigs
te Frage ist jene nach derKapazi
tätsbeschränkung:Wie diese Zei
tung bereits berichtet hat, schlägt
GesundheitsministerAlainBerset
vor, dass bei Freiluftveranstal
tungenwie Fussballmatchs zwei
Drittel der Plätze besetzt sein
dürfen,bei Innenveranstaltungen
die Hälfte.Wie unsere Übersicht
zeigt,wäre die Schweiz damit im
Vergleich mit den Nachbarlän
dern sehr grosszügig:

Deutschland
Bundesregierung und Bundes
länder haben letzte Woche be
schlossen, dass bis mindestens
Anfang November Sportstadien
und hallen leer bleiben. Gross
veranstaltungen, bei denen keine
Kontaktnachverfolgungmöglich
ist – wie etwa Volksfeste, Festi
vals oder Grosskonzerte –, blei
ben bis mindestens 31. Dezem
ber verboten. Ziemlich sicher
wird es aber zum Saisonauftakt
der Bundesliga in zweieinhalb
Wochen regionale Ausnahmen
geben: RB Leipzig hat vom Ge
sundheitsamt der sächsischen
Grossstadt die Erlaubnis erhal
ten, für das Auftaktspiel gegen
Mainz bis zu 8500 Fans ins Sta
dion zu lassen. Das entspricht
einem Fünftel der Kapazität.

Frankreich
Als erste europäische TopLiga
hat die Ligue 1 ihren Meister
schaftsbetrieb am 21. August
wieder aufgenommen. Bilder
des Auftaktspiels zwischen Gi
rondins Bordeaux und dem FC
Nantes zeigtenmaskentragende
Zuschauer, die in grösseren
Abständen zueinander im weit
gehend leeren Stadion sassen.
Dies, weil in Frankreich Gross
veranstaltungenmit bis zu 5000
Personen wieder möglich sind.
Diese Regel gilt noch bismindes
tens EndeOktober.Andere sport
liche Grossveranstaltungen wie
etwa derMarathonvon Paris fin
den dieses Jahr definitiv nicht
statt. Kultur undUnterhaltungs
anlässe wie Musikfestivals kön
nen unter strengen Hygieneauf

lagen durchgeführt werden. Für
IndoorAnlässe gelten jedoch
strengere Restriktionen.

Italien
Die Meisterschaft in Italiens
höchster Fussballliga startet am
19. September. Doch wann und
unter welchen Vorgaben wieder
Calcio mit Publikum stattfinden
darf, ist unklar. Die Vereine
würdendie Stadien gerne füreine
begrenzte Anzahl Zuschauer öff
nen. Politisch ist die Angelegen
heit umstritten: Es gibt eine
starke Lobby,die findet,vielwich
tiger als Fussballmit Zuschauern
sei es, dass Kinder und Jugend
lichewieder in allerSicherheit zur
Schule gehen können. Theore
tisch sind seit dem 1. September
gemäss dem jüngsten Regie
rungsdekret wieder sportliche
und kulturelle Anlässe vormaxi
mal 1000 Zuschauern möglich,
mit strengen Auflagen. Doch vor
grösserenLockerungenwarnt das
technischwissenschaftliche Ko
mitee, das die italienische Re
gierung berät.Und dies, obschon
die Zahl der CoronaNeuinfek
tionen in Italien imMoment pro
portional zur Bevölkerung unter
dem Niveau der Schweiz liegt.

Österreich
Auf den 1. September hin hat die
österreichische Regierung die
CoronaMassnahmen fürGross
veranstaltungen stark gelockert.
Indoor sind nun wieder Veran
staltungen mit bis zu 5000 Be
suchern gestattet, Outdoor bis
zu 10’000 Besucher. Alle Besu
chermüssen registriert sein und
einen Sitzplatz zugewiesen be
kommen. Je ein Sitzplatz muss
dazwischen frei bleiben.Voraus
setzung ist auch, dass die so
genannte CoronaAmpel die
Farbe Grün zeigt. In Betrieb geht
diese Ampel erst Ende dieser
Woche. Dann wird jeder Region
des Landes eine von vier Far
ben zugewiesen, abhängig von
Infektionszahlen, Anzahl der
Testungen und Clusteranalysen.
Die Saison der österreichischen
FussballBundesliga beginnt am
11. September. Über 10’000 Be
sucher kamen zu den Matchs
schon vor der CoronaKrise
kaum. Durchschnittlich hatten
die Spiele im vergangenen Jahr
6500 Zuseher. (azu/de/vin/om/bo)

Wie unsere Nachbarländer
Grossanlässe erlauben
Corona-Beschränkungen Heute entscheidet der
Bundesrat über Sport- und Kulturevents.

Die Corona-Pandemie brachte viele Kindertagesstätten in eine unbequeme Situation. Foto: Keystone

Markus Brotschi

Die Kitas gerietenmit demLock
down vom 17. März in eine un
mögliche Situation. Zwarmuss
ten sie ihr Betreuungsangebot
aufrechterhalten, aber gleichzei
tig wurden die Eltern aufgefor
dert, ihre Kinder selber zu be
treuen. In der Westschweiz und
Basel mussten Kitas gar schlies
sen. Dadurch sind den Betreu
ungseinrichtungen grosse Ver
luste entstanden, für die Bund
und Kantone nun aufkommen
wollen.

Allerdings geht die Rechnung
aus Sicht mancher Krippen
nicht auf. KitaBetreiber C.F.
(Name der Redaktion bekannt)
aus demKanton Zürich beziffert
seine Ausfälle für die Zeit von
Mitte März bis Mitte Juni auf
200’000 Franken. Davon müsse
er aber voraussichtlich rund
50’000 Franken selber tragen,
wozu sein Unternehmen nicht in
der Lage sei. Damit werde das
Versprechen des Bundesrates für
eine hundertprozentige Ausfall
entschädigung nicht erfüllt.

Missverständnisse
C.F führt Krippen an drei Stand
orten und gehört zu jenen, die
die Kinderbetreuung aufrecht
erhielten. Eltern, die ihr Kind
wegen Corona nicht in die Kita
schickten,mussten für den Platz
weiterhin bezahlen. Und dieses
Geld muss der KrippenBetrei
ber den Eltern nun zurücker
statten. Ein anderer KitaBe
treiber mit vier Kitas und einem
Hort befürchtet gar, dass er nur
die Hälfte seiner Ausfälle vergü
tet bekommt und 60’000 Fran
ken aus der eigenen Tasche fi
nanzieren muss.

Dass die beiden Krippenbetrei
ber hohe ungedeckte Kosten be
fürchten, liegt unter anderem an
einem missverständlichen
Antragsformular. So verlangt der
Kanton Zürich von den KitaBe
treibern, dass sie für ihr Personal
erhaltene Sozialversicherungs
leistungenwieKrankentaggelder,
Erwerbsersatz (EO) und Kurz
arbeitsentschädigung deklarie
ren undvomAusfallbetrag abzie
hen. Da es sich in seinem Fall

allerdings um Zahlungen für
MutterschaftsurlaubeundKrank
heitsfälle handle, seien diese
Gelder nicht in derKrippenkasse
geblieben, beklagt sich C.F. Er
habe das Geld fürErsatzpersonal
ausgegeben, weil das Angebot
auch im reduzierten Betrieb
aufrechterhaltenwerdenmusste
und es gesetzliche Betreuungs
schlüssel für Krippen gebe.

Wie gross das Loch in derKas
se derKrippen amSchluss effek
tiv sein wird, ist offen. Zwar hat
derKantonZürich tatsächlichvon
den Krippen verlangt, Kranken
taggelderundEOEntschädigun
gen zu deklarieren.Doch das zu

ständige Bundesamt für Sozial
versicherungen hält auf Anfrage
fest, dass die Kantone bei der
Berechnung der Ausfallentschä
digung nur Sozialleistungen ab
ziehen dürften, die einen direk
ten Zusammenhang zu Corona
hätten, also derCoronaErwerbs
ersatz für Selbstständigerwer
bende und Kurzarbeitsentschä
digungen.Dies habe das BSVdem
Kanton Zürich mitgeteilt.

«Es ist für alle komplex»
Der nationale Verband der Kitas,
Horte und Tagesfamilien (Kibe
suisse) spricht von einem Voll
zugsproblem. «Viele kantonale
Stellen und teilweise auch der
Bund sind offensichtlich über
fordert», sagt EstelleThomet von
Kibesuisse.DerVerbandhabevon
Beginnweg darauf hingewiesen,
dass nurCoronabedingte Sozial
leistungen verrechnet werden
dürften.Betreuungsinstitutionen
befänden sich in einerSandwich
Situation. Einerseitsmüssten sie
nunmit einemgrossen adminis
trativen Aufwand den Kantonen
ihre Ausfälle belegen, und ande
rerseits beklagten sich viele El
tern, weil sie noch immer kein
Geld zurückerhalten hätten.

Krippenbetreiber C.F. sagt, er
könne das Geld den Eltern erst
zurückzahlen,wenn er die staat
liche Entschädigung erhalten
habe. Das zuständige Zürcher
Amt für Jugend und Berufsbera
tung stellt den Kitas einen Ent
scheid bis Mitte September in
Aussicht. Tatsächlich habe der
Kanton von den KitaBetreibern
die genanntenAngaben über er
haltene Sozialversicherungsleis
tungen verlangt, sagt Nicole Kie
fer, Leiterin desAmtes. Der Kan
tonwerdeabergenauüberprüfen,

ob es sich dabei um Corona
bedingte Leistungen handle.
Andere Sozialversicherungsleis
tungen wie Mutterschaftsent
schädigungen oder Leistungen
privatrechtlicherVersicherungen
wie Krankentaggelder würden
nicht angerechnet, versichert sie.
Für den Unmut der Krippenbe
treiber zeigt sieVerständnis, sagt
aber: «DieAbrechnung ist für alle
Beteiligten komplex.»

Offenbar habe der Bund zu
wenig klareVorgaben andieKan
tone gemacht, vermutlich auch
weil zu viel Einmischung des
Bundes nicht erwünscht sei, sagt
EstelleThomet.Klar sei aberauch,
dass die Betreuungsinstitutionen
keine hundertprozentige Ent
schädigung erhielten. So haben
sie für jeden nicht in Anspruch
genommenen Betreuungstag
eines Kindes 8 Franken selber zu
tragen,weil siewenigerMahlzei
ten abgeben mussten. Dieser
Betrag sei eindeutig zu hoch und
werde zudem verrechnet unab
hängig davon,obdasKind jeweils
mit oder ohne Mittagsessen an
gemeldet sei, sagt Thomet.

Weniger Probleme haben die
Krippen in jenen Kantonen wie
Bern, die frühzeitig den Kitas fi
nanziell unter dieArme gegriffen
haben. ImKantonBern haben die
Kitas von Kanton und Gemein
den im April 13 Millionen Fran
ken zugesichert bekommen, da
mit sie den Eltern das Geld für
nicht beanspruchte Plätze zu
rückbezahlen konnten. Auch in
Bern müssen nun die Kitas ihre
Abrechnungen einreichen. Aber
der Kanton hat offensichtlich
die Verordnung des Bundes von
Beginn weg richtig gelesen und
denKrippen nurCoronabeding
te Sozialleistungen verrechnet.

Krippen bangen ums
versprochene Geld
Ausfälle durch Corona Trotz staatlicher Unterstützung befürchten Krippenbetreiber hohe
finanzielle Ausfälle. Der Schweizer Krippenverband spricht von einem Vollzugsproblem.

Offenbar habe
der Bund zuwenig
klare Vorgaben
an die Kantone
gemacht, sagt
Estelle Thomet vom
Krippenverband.

Bundesrat Cassis
besucht den Iran
Diplomatie Aussenminister Igna
zio Cassis weilt von Samstag bis
Montag im Iran. In Teheran trifft
er unter anderemPräsident Has
san Ruhani und seinenAmtskol
legen Mohammad Javad Zarif.
Thema sind vor allem die bilate
ralen Beziehungen und die
Schutzmandate derSchweiz. (sda)

Kommission fordert
Steuer auf Plastik
Parlament Die Umweltkommis
sion des Nationalrats (Urek)
will eine KunststoffSteuer ein
führen. Sie hat eine Motion mit
dieser Forderung beschlossen.
Der Bundesrat solle bis 2025
eine Steuer auf EinwegKunst
stoffprodukte einführen, deren
Verpackung aus weniger als
25 Prozent rezykliertem Kunst

stoff besteht. Der Entscheid fiel
mit 12 zu 9 Stimmen bei 3 Ent
haltungen. (sda)

Keine Entlassungen
bei Kurzarbeit
Corona Die Eidgenössische Fi
nanzkontrolle (EFK) sieht in
ihrem dritten Zwischenbericht
zu den Hilfen für die Bewälti
gung der Covid19Pandemie
keine grösserenMissbräuche. Bei
der Kurzarbeitsentschädigung
mahnt sie aber an, dass diese
eigentlich Entlassungen verhin
dern sollte. Auch rügt sie in
ihrem am Dienstag veröffent
lichten Bericht, dass Kurzarbeits
entschädigungen an Firmen
entrichtet wurden, die ihre Tä
tigkeit bereits vor der Krise ein
gestellt hatten. Bei 100 Firmen
war das der Fall. Zusätzlich fand
die EFKeinDutzendvorEnde Juli
liquidierte Firmen. (sda)

Nachrichten
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Verteidigungsministerin Viola
Amherd (CVP) darf hoffen, dass
sie am 27. September ihren ers-
tenAbstimmungserfolg erringen
kann: In der neuesten Tamedia-
/20-Minuten-Umfrage ist die
Unterstützung für den Kauf
neuer Kampfflugzeuge seit der
ersten Erhebung vor drei Wo-
chen gestiegen, und zwar von
50 auf 58 Prozent. Vor allem
Männer scheinen davon über-
zeugt: 66 Prozent von ihnen äus-
sern sich positiv, bei den Frauen
sind es nur 49 Prozent.

Die Vorlage zieht einen tiefen
Graben zwischen linke und
bürgerliche Parteien: Während
die Unterstützung bei SP und
Grünen verschwindend klein ist,
sind die Bürgerlichen klar dafür.
Gewachsen ist der Support aber
in allen Parteien, vor allem bei
den Grünliberalen. «Es scheint,
als funktioniere die Kampagne
von Viola Amherd», sagt Polito-
loge Lucas Leemann, der zu-
sammenmit FabioWasserfallen
die Umfrage durchführt.

Die Abstimmung um den
zweiwöchigenVaterschaftsurlaub
scheint sogar so gut wie gewon-
nen: 66 Prozent sprechen sich
dafür aus – selbst 39 Prozent der
SVP-Wählerschaft sagen Ja. Der
Urlaub kommt vor allem bei den
Jüngeren (bis 35 Jahre) sehr gut
an: 83 Prozent unterstützen ihn.
Aber auch die über 65-Jährigen
sagen mehrheitlich Ja.

KaumChancen für
Begrenzungsinitiative
Schlecht sieht es für die SVP und
ihre Initiative gegen die Perso-
nenfreizügigkeit («Begrenzungs-
initiative») aus. Wäre letzte Wo-
che abgestimmtworden (dieUm-
frage wurde am 27. und am 28.
August durchgeführt), hätte eine
Nein-Mehrheit von 61 Prozent re-
sultiert.Nur37Prozent hättendie
Initiative unterstützt – vor allem
SVP-Wähler und das Tessin. Vor
dreiWochenwaren es 41 Prozent.
Nach Einschätzung von Lucas
Leemann hat die Corona-Krise
kaum Einfluss auf die Abstim-
mung – Gegner wie auch Befür-
worter können die Situation zu
ihrenGunsten uminterpretieren.

Offen ist, ob der Kinderabzug
genug Zustimmung findet; diese
ist von 55 auf 53 Prozent gesun-
ken,vorallembei SPundGrünen.
An sich ist der Kinderabzug eine
populäre Forderung – er senkt
die Steuern und stellt Familien
besser. Die Umfrageteilnehmer
realisierten aber mittlerweile,
dass vor allem gutgestellte Fa-
milien profitierenwerden.Das ist
dermitAbstand häufigste Grund
für eine Ablehnung. Was der SP
aberzudenkengebenmuss:Noch
immer unterstützen 42 Prozent
ihrerWählerschaft die Vorlage.

Offen ist auch derAusgang der
Abstimmung zum Jagdgesetz.
Die Zustimmung ist zwar ge-
stiegen, liegt aber nur bei 43 Pro-
zent. 50 Prozent sind dagegen.

An der repräsentativenTame-
dia-/20-Minuten-Umfrage in Zu-
sammenarbeit mit dem Institut
Leewas haben 20’148 Personen
aus der ganzen Schweiz online
teilgenommen.DieDatenwerden
nach demografischen, geografi-
schen und politischen Variablen
modelliert. Der Fehlerbereich
liegt bei 1,1 Prozentpunkten.

Janine Hosp

Unterstützung für
Kampfflugzeuge
nimmt zu
Abstimmungsumfrage Der
6-Milliarden-Kredit für die
Luftwaffe hat gute Chancen
in der Volksabstimmung.

Beni Gafner und
Markus Häfliger

Frau Bundesrätin, ist es heute
einfacher, dasVolk von einem
6-Milliarden-Rüstungskauf zu
überzeugen, als noch vor 10,
15 Jahren?
Im Moment stehen wir in der
Covid-Krise, und es ist unklar, ob
diese der Kampfjet-Vorlage eher
nützt oder schadet. Sicher ist je-
doch: DieWeltwurde in den letz-
ten Jahren instabiler. Nationale
Machtinteressen werden rück-
sichtsloser durchgesetzt. Kriege-
rischeAuseinandersetzungen er-
eignen sich nicht sehr weit weg
von uns. Es kamen in dieser Zeit
auch neue Bedrohungen hinzu,
etwa Cybergefahren oder Pan-
demien. Sie ersetzen aber die
alten Bedrohungen nicht.

Erklären Sie uns als Frau:
Weshalb stehen die Frauen
in den Umfragen den Jets
skeptischer gegenüber als
Männer?
Ich stelle fest, dass sich die
Frauen sehr stark bewusst sind,
dass Sicherheit wichtig ist. Auch
darum, weil Frauen vielfach
grosse Verantwortung in Fami-
lien tragen. Aber Frauen haben
oftweniger Zugang zurmilitäri-
schen Sicherheit, weil sie selbst
nicht Militärdienst geleistet ha-
ben und sich weniger mit mili-
tärtechnischen Dingen befassen.
Wenn es aber umdie Grundsatz-
frage geht, über die wir abstim-
men – also umdie Sicherheit des
Landes –, dann sind auch die
Frauen dafür sehr sensibel.

EineAbstimmung über
Kampfjets ist doch kein
Grundsatzentscheid über die
Sicherheit der Schweiz.
Doch. Die Armee ist ein Gesamt-
system. Sie muss die Bevölke-
rung vor verschiedensten Be-
drohungen schützen. Hätte ich
vor einem Jahr gesagt,wirmüss-
ten dieArmee baldmobilisieren,
um einVirus zu bekämpfen – das
hättemirniemand geglaubt.Nun
gilt es, die Armee für Bedrohun-
gen aus der Luft auszurüsten.

Wollen Sie damit sagen, dass
wir abstimmen über «Armee
Ja oderNein»?
Das ist mir zu stark zugespitzt.
Bei einem Nein hätten wir aber
ab 2030 nicht mehr eine Luft-
waffe, wie wir sie bis jetzt ken-
nen. Wir müssten die ganze
Armee neu ausrichten.

DerRahmenkredit von
6Milliarden Frankenwird für
30 bis 40 Jets reichen. Das ist
weder Fisch nochVogel – zu viel
für blossen Luftpolizeidienst,
zuwenig für einen echten
Konflikt in der Luft.
Ich sehe das nicht so. Es gilt,mit
den beschränkten Finanzen so
nahe wie möglich an einen
Idealzustand zu kommen. Die
Hersteller haben nun Zeit bis
November, eine Offerte für 36 bis
40 Kampfjets einzureichen.

Expertenwarnen, dasswir uns
mit demKauf eines der beiden
US-Jets F-35 oder F/A-18 Super
Hornet in die Abhängigkeit der
USAbegeben.
TechnischeAbhängigkeiten gibt
es überall, wo Software einge-
setzt wird. Das betrifft aber alle

Anbieter. Ich habe noch nirgends
verbrieft gesehen, dass die Ab-
hängigkeit bei den zwei evalu-
ierten Flugzeugtypen aus Ame-
rika grösser wäre als bei den
zwei Anbietern aus Europa. Die
von Ihnen aufgeworfene Frage
ist aber ein wichtiges Kriterium
in der laufenden Evaluation.Na-
türlich wollen wir, soweit mög-
lich, unabhängig sein und eigen-
ständig entscheiden, wann, wo
undwiewir unseremilitärischen
Mittel einsetzen.

Können Sie das auch technisch
gewährleisten? Können Sie
ausschliessen, dass unsere Jets
im Ernstfall am Boden bleiben
oder ihre Lenkwaffen nicht
abfeuern können,weil es
jemandem inWashington
nicht gefällt?

Schilderungen über Flugzeuge
und Lenkwaffen, die aus Ameri-
ka oder von sonst wo manipu-
liert werden, sind Fantasie. Eine
solche Fernsteuerung aus dem
Ausland ist ausgeschlossen,
schon bei den heutigen F/A-18
und auch beim neuen Kampf-
flugzeug.

Woher können Sie daswissen?
Dafür haben wir bundeseigene
Experten, die das anschauen und
verstehen. Sie sind personensi-
cherheitsüberprüft. Wir wissen
also, ob sie irgendwo verbandelt
sind. Ich vertraue unseren Fach-
leuten – viel mehr als irgend-
welchen Experten, die in den
Medien auftreten und bei denen
sich bei genauerem Hinsehen
herausstellt, dass sie beispiels-
weise für einen Drohnenanbie-
ter arbeiten und deshalb propa-
gieren,wir sollten Drohnen statt
Kampfjets beschaffen.

Sie sind auch Sportministerin.
Wie haben Sie selbst es
eigentlichmit dem Sport?
Eishockey oder Fussball?
Eher Fussball. Inmeiner Zeit gab
es für Mädchen in der Primar-
schule leider noch keine Mäd-

chenmannschaften im FC. So
haben ein paar andere Mädchen
und ich uns zusammengetan,
um wenigstens eine Grümpel-
turnier-Mannschaft aufzustellen.

Der Profisport stecktwegen
Corona in existenziellen Nöten,
doch von Ihnen ist dazu kaum
etwas zu hören.Warum?
Ich habe mich dann zuWort ge-
meldet, als es nötigwar. Ich habe
mich mit den Sportverbänden
getroffen, wir haben im Bun-
desrat ein Hilfspaket für die
Sportclubs verabschiedet, ich
habe es am 13. Mai den Medien
präsentiert. Wir haben damit
sehr schnell auf die Probleme des
Sports reagiert, doch seither gab
es nichts Neues mehr zu sagen.

IhrHilfspaket ist aber
gescheitert. Der Fussball- und
der Eishockeyverband haben
die Notkredite zurückgewiesen,
weil die Bedingungen für
sie untragbar seien.
Ich war darüber schon etwas
überrascht. Denn die Sportver-
bände waren von Anfang an in
die Diskussionen involviert. Sie
haben sogar ein Memorandum
of Understanding unterzeichnet,

in dem alle Konditionen für die
Kredite bereits aufgeführt wa-
ren – auch die Solidarbürgschaft,
welche die Clubs nun so stark
kritisieren.

Manche Clubs sagen, ihnen
drohe der Konkurs. Kommen
diese Signale bei Ihnen an?
Ja. Ich verstehe, dass sie in einer
sehr schwierigen Situation sind,
und mir liegt sehr daran, eine
Lösung zu finden. Immerhin
hängen amSpitzensport 100’000
Arbeitsplätze. Und die Vereine
sind auch für die Juniorenförde-
rung und die Integration sowie
für dieVolksgesundheitwichtig.

Was alsowollen Sie tun?
Wir haben die Diskussionen
mit den Verbänden weiterge-
führt. Die Kommissionen für
Wissenschaft, Bildung und
Kultur des National- und Stän-
derats verlangen ein angepass-
tes Hilfspaket. Der Bundesrat
berät die Forderung in der Bun-
desratssitzung vom Mittwoch.
Verabschiedetwürde eine solche
Lösung im Rahmen des dring-
lichen Covid-Gesetzes, das im
September insParlament kommt.
Damit hätten wir eine gesetzli-
che Grundlage, um direkt den
Clubs massvolle Finanzhilfe zu
geben – genau das also, was wir
bisher nicht konnten.

Was heisst massvolle Hilfe?
Wir investieren auch hier Steuer-
gelder und dürfen sie nur mit
Mass ausgeben. Darum müssen
auch die Clubsmithelfen, umdie
Krise zu meistern.

Die Proficlubs geniessen
in der Covid-Krise in der
Bevölkerung überraschend
wenig Sympathien. Schon Ihr
erstes, restriktives Hilfspaket
wurde kritisiert.Wie erklären
Sie sich das?
Es gibt rund um den Profisport
immerwiederEreignisse, die der
Bevölkerung sauer aufstossen.
Und mir auch! Wenn Hooligans
nach einem Spiel eine halbe In-
nenstadt demolieren, schafft das
keine Sympathien. Und auch
gewisse Lohnexzesse nicht.Doch
gerade bei den Löhnen müssen
wir genau hinschauen: Zwar gibt
es auch im Schweizer Sport
einzelne Gutverdiener, aber auch
viele Spieler, die ein völlig nor-
males Einkommen haben.

Neben Finanzhilfewollen
die Clubs vor allemwissen,
wie viele Zuschauer ab Oktober
wieder in die Stadien dürfen.
Auch darüber wird der Bundes-
rat am Mittwoch diskutieren.
Federführend ist aber nicht
mein Departement, sondern das
Departement des Innern von
Alain Berset.

Ist Ihnen als Sportministerin
wohl dabei, trotz steigenden
Corona-Zahlen baldwieder
Tausende in die Stadien zu
lassen?
Das kommt ganz auf die Schutz-
konzepte an – und darauf, wie
die Vereine sie umsetzen. Wenn
die Clubs die Konzepte, die auf
demPapier gut tönen, auch rigo-
ros durchsetzen, bin ich guten
Mutes, dass es funktionieren
kann. Aber diese Aufgabe wird
für die Vereine alles andere als
einfach werden.

«Eine Fernsteuerung ist unmöglich»
Rüstungskauf und Corona-Hilfe Verteidigungsministerin Viola Amherd nimmt amerikanische Flugzeugbauer aus
der Schusslinie. Als Sportministerin stellt sie den Fussball- und Hockeyclubs ein neues Hilfspaket in Aussicht.

«Bei einemNein
müsstenwir die
ganze Armee neu
ausrichten.»

Viola Amherd

«Die Welt wurde in den letzten Jahren instabiler», sagt Bundesrätin Viola Amherd (CVP). Foto: Adrian Moser
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